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Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Ökologischer Landbau und die Zukunft der Landwirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland 


Zur Entwicklung der Landwirtschaft, wie wir sie heute vorfinden, 
hat der sogenannte „moderne" betriebswirtschafthch orientierte 
Landbau entscheidend beigetragen. 

Während es über die Jahrhunderte hinweg nur geringe produk- 
tionstechnische Verbesserungen der traditionellen Landbaume- 
thoden gab, hat die Einführung von chemischen Düngemitteln, 
Pflanzenschutzmitteln, naturwissenschaftlicher Züchtung, Ratio- 
nalisierungsmethoden und der Einsatz von immer größeren Land- 
maschinen seit Beginn dieses Jahrhunderts, insbesondere aber 
seit Kriegsende, die landwirtschaftlichen Produktionsmethoden 
völlig umgewälzt und die bäuerhche Sozial- und Betriebsstruktur 
grundlegend verändert beziehungsweise zerstört. 

Wurde diese „Revolution" zunächst als Fortschritt begrüßt, da sie 
alte soziale Grenzen aufbrach und Besitzern mittelgroßer Betriebe 
mit von Natur aus schlechteren Böden ungeahnte Entwicklungs- 
möglichkeiten eröffnete - so werden heute gegenüber diesen 
uhbestrittenen Fortschritten zunehmend die zerstörerischen Ele- 
mente dieser Entwicklung offenbar. 

Überschußproblematik, Krisenanfälligkeit, Energieabhängigkeit, 
Vemichtimg von bäuerüchen Arbeitsplätzen und dörflicher Hei- 
mat, sinkende Agrarpreise, Umweltbelastungen durch die Metho- 
den der Landbewirtschaftung selbst - das sind die heutigen Kenn- 
zeichen unserer agrarpolitischen Situation. Die Agrarpohtik aber 
war und ist trotz der völlig gewandelten wirtschaftiichen, gesell- 
schaftlichen und ökologischen Bedingungen noch immer an den 
anfänglichen Zielen orientiert. 

Die Existenzsicherung der Mehrheit der Bauern läßt sich heute 
nicht mehr mit weiterer Produktionssteigerung, Betriebskonzen- 
tration und Freisetzung von Arbeitskräften für die Abwanderung 
in andere Wirtschaftsbereiche verbessern. 

Die notwendige dauerhafte Sicherung bäuerlicher Arbeitsplätze, 
die verstärkte Berücksichtigung ökologischer Erfordernisse und 
Zusammenhänge, die Sicherung der ländhchen Sozialstruktur 
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und die Bewältigung der EG-weiten Überschußproblematik kann 
nur durch eine grundlegende Umorientierung der Ziele der Land- 
wirtschaftspoütik selbst erreicht werden. 

Hier erhält der ökologische Landbau als Alternative zum soge- 
nannten „modernen" Landbau gesamtgesellschaftliche Bedeu- 
tung. 

Agrarpoütische Ziele, die den derzeitigen Problemen der Land- 
wirtschaft gerecht würden, müßten heute sein: 

1. Erhaltung und Erneuerung bäuerücher und ländlicher Arbeits- 
plätze, 

2. Beendigung des Strukturwandels und der Entleerung derländ- 
üchen Räume, 

3. Orientierung der Einkommen von kleineren und mittleren 
Betrieben an Facharbeiterlöhnen, 

4. bedarfsgerechte Produktion und Vermarktung, 

5. Stützung einer flächenabhängigen Produktion und Einschrän- 
kung der Futtermitt ehmporte, 

6. Erhaltung der Kulturlandschaft durch regional angepaßte Wirt- 
schaftsformen, 

7. Förderung von umweit- und ressourcenschonenden Landbau- 
methoden. 

Die Landbewirtschaftung nach ökologischen Anbauverfahren 
bietet eine Mögüchkeit zur Sicherung und Erhaltung der Existenz 
kleinerer landwirtschaftücher Betriebe, da vergleichbare Erträge 
wie in der konventionellen Landwirtschaft mit einem weit 
geringeren Aufwand an Vorleistungen erwirtschaftet werden und 
durch andere Formen der Vermarktung auch höhere Preise erzielt 
werden können. 

Durch den weitgehenden Verzicht auf den Einsatz von zugekauf- 
ten Futter-, Dünge- und Pflanzenschutzmitteln und den niedrige- 
ren Energieverbrauch sowie die vielseitige, ökologisch orientierte 
Landnutzimg ist der Ressourcenverbrauch viel geringer und wer- 
den weit geringere Belastungen von Umwelt und Ökosystemen 
verursacht als durch die konventionelle Landwirtschaft. Der 
Boden und die Bodenlebewesen werden geschützt und gepflegt 
und dauerhaft ertragsfähig gehalten. 

Die Gesundheit und Lebensdauer der Nutztiere wird langfristig 
gesichert durch vielseitige, ausgewogene Fütterung und artge- 
rechte Haltungsweise. Es entstehen keine Umweltprobleme durch 
den massenhaften Anfall von Gülle aus Massentierhaltungen, da 
die Produktion flächengebunden ist und auf den Zukauf von 
Futtermitteln weitgehend verzichtet wird. 

Gesellschafthch gesehen bietet der ökologische Anbau durch die 
Verringerung der sozialen Folgekosten von Schadstoffbelastun- 
gen in Nahrung und Umwelt, fehlerhafter Ernährung, Grundwas- 
serschädigungen und der Verluste des ökologischen Reichtums 
der Regionen und Landschaften große Vorteile für die Allgemein- 
heit. 
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Deshalb fragen wir die Bundesregierung: 

1. Welche Möghchkeiten sieht die Bundesregierung, die immer 
noch fortschreitende Vernichtung von Arbeitsplätzen und 
bäuerhchen Betrieben aufzuhalten, angesichts der Tatsache, 
daß ganz besonders in ländlichen Gebieten ein Überwechseln 
in andere Erwerbszweige praktisch unmöglich ist? 

2. Welche Rolle bei der Erhaltung von bäuerhchen Betrieben 
kann im Rahmen der agrarpoütischen Zielvorstellungen der 
Bundesregierung (Agrarbericht) der ökologische Landbau 
übernehmen, um „die wirtschaftüche Existenz einer mög- 
hchst großen Zahl bäuerhcher Betriebe zu sichern" und „die 
agrarpoütischen Maßnahmen im Bereich der Markt- und 
Preispoütik, der Agrarstrukturpohtik, der Steuerpohtik sowie 
der Agrarsozialpoütik stärker als bisher auf die bodenabhän- 
gig wirtschaftenden bäuerhchen Famihenbetriebe auszu- 
richten"? 

3. Wie schätzt die Bundesregierung die wirtschaftüche Situation 
von kleineren Gemischtbetrieben mit Milchviehhaltung nach 
der Änderung der europäischen Milchmarktordnung ein? Ist 
die Bundesregierung der Ansicht, daß diese Betriebe in ihrer 
derzeitigen Betriebsauslegung ökologischen Erfordernissen 
weitgehend gerecht werden könnten, da von ihnen im 
Gegensatz zu speziahsierten Betrieben und/oder Betrieben 
mit Massentierhaltungen geringere Umweltbeeinträchtigun- 
gen ausgehen, und diese Betriebe durch ihre vielfältige Struk- 
tur auch am geeignetsten für eine UmsteUung auf ökologische 
Bewirtschaftung sind? 

Die ökologische Bewirtschaftung ist oft verbunden mit un- 
konventionellen Vermarktungs wegen wie Vermarktung über 
Direktverkauf oder Erzeuger-Verbraucher-Genossenschaf- 
ten, was den Vorteil besserer Erzeuger- und Verbraucher- 
preise mit dem direkten Kontakt von Bauern und Verbrau- 
chern verbindet, durch den eine direkte „QuaütätskontroUe", 
eine verbesserte Einsicht der Verbraucher in die schwierigen 
Arbeitsbedingungen auf dem Lande und auch ein besseres 
Verständnis der Naturzusammenhänge bewirkt wird. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möghchkeiten ökolo- 
gischer Landbaumethoden als Weg zur langfristigen Einkom- 
menssicherung und Erhaltung des Betriebes? Hält die Bun- 
desregierung es für möghch, daß ein neues, partnerschafth- 
ches Verhältnis zwischen Erzeugern und Verbrauchern durch 
die mit der ökologischen Betriebsform oft verbundenen Ver- 
marktungsformen erreicht wird? 

4. Die Nachfrage nach Produkten aus dem ökologischen Land- 
bau hat (im Zusammenhang mit dem aUgemein gestiegenen 
Umweltbewußtsein und Ökologieverständnis) sehr stark 
zugenommen; dies hatte zur Folge, daß das inländische Ange- 
bot zur Befriedigung der Verbrauchernachfrage schon lange 
nicht mehr ausreicht und in zunehmendem Maße Produkte 
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eingeführt werden müssen. Das widerspricht dem ökologi- 
schen Grundgedanken einer möghchst weitgehenden regio- 
nalen Selbstversorgung (kurze Wege, geringe Transportauf- 
wendungen) und verringert den Marktanteü inländischer Pro- 
dukte. Die höheren Preise der ökologisch erzeugten Produkte 
werden nicht nur wegen der anderen Produktquahtät, son- 
dern auch sehr bewußt für die (aufwendigere) umweit- und 
bodenschonende Form der Landbewirtschaftung bezahlt. 

Ist in diesem Zusammenhang die Aussage der Bundesregie- 
rung im Agrarbericht 1984 „diese höheren Preise sind aller- 
dings an geringere Angebotsmengen in Verbindung mit 
geschickter Werbung und Vermarktung gebunden und des- 
halb keine reaüstische Möghchkeit zur einkommenswirksa- 
men Anhebung der landwirtschafüichen Erzeugerpreise ins- 
gesamt" dahin gehend zu interpretieren, daß die Bundesre- 
gierung eine Preiswirkung der höher bewerteten ökologisch 
erzeugten Produkte auf die konventionelle Produktion aus- 
schheßt und keine Ausweitung der ökologischen Verfahren in 
Deutschland erwartet oder für wünschenswert hält? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Werbung der Nah- 
rungsmittehndustrie und der CMA, wenn sie die in den 
Medien nicht existente „geschickte Werbung" (und Vermark- 
tung) für Produkte aus ökologischem Anbau als Grund für die 
Erzielung höherer Preise sieht? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, Vorschriften oder Bestimmun- 
gen, die die Gründung von Erzeuger-Verbraucher-Genossen- 
schaften behindern oder erschweren, zu ändern, damit die 
Gründung solcher Genossenschaften erleichtert wird? 

6. Die Käufer von ökologisch angebauten Produkten haben 
meist auch eine Umstellung ihrer Ernährungsgewohnheiten 
vorgenommen, indem sie sowohl aus ökologischen wie auch 
aus gesundheiüichen Gründen eine Kost auf Getreidebasis 
und mit möghchst wenig industriell bearbeiteten Lebensmit- 
teln bevorzugen. 

Hält die Bundesregierung diesen Trend - aus ökologischen 
und gesundheiüichen Gründen - für begrüßenswert, und was 
tut sie, um diese Art der Ernährung breiteren Bevölkerungs- 
kreisen nahezubringen? 

7. Welches Ausmaß erreichen nach den Erkenntnissen der Bun- 
desregierung die Umweltschäden, die durch die konventio- 
nelle Form der Landbewirtschaftung mit intensivem Pestizid- 
und Düngemitteleinsatz in der Bundesrepubük Deutschland 
pro Jahr und insgesamt verursacht werden? 

Welchen Umfang erreichen im Vergleich dazu Schäden durch 
andere Verursacher (wie Industrie, Gewerbe, Verkehr, Haus- 
halte), imd welche Kosten entstehen für eine Beseitigung 
entstandener Schäden bzw. die Verhütung der Entstehung 
von Schäden? 
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8. Der ökologische Landbau erreicht im Ackerbau vergleichba- 
ren Gewinn wie der konventionelle Landbau und das unter 
umweltschonenden Bedingungen; der eingesetzte Aufwand 
an Düngemitteln, Pflanzenschutzmitteln, Maschinen, Energie 
usw, steht zum erzielten Ertrag in einem viel günstigeren 
Verhältnis als beim konventionellen Landbau. Nach dem 
Agrarbericht ist das Aufwands- Ertrags Verhältnis beim ökolo- 
gischen Landbau 1:1,32 gegenüber 1:1,25 beim konventionel- 
len Landbau deuüich günstiger, der Gewinn pro Fläche ist 
gleich hoch. 

Welche Konsequenzen für ihre Agrarforschungspohtik plant 
die Regierung aus dieser Erkenntnis und dem Sachverhalt der 
zunehmenden Verknappung von Energie und Rohstoffen zu 
ziehen, durch die eine Weiterführung der Landwirtschaft in 
der bisherigen, sehr aufwendigen Form nur für begrenzte Zeit 
möghch ist? 

9. Zehn bis zwanzig Prozent des gesamten Energieverbrauchs 
werden für die Erzeugung (Düngemittel, Pflanzenschutzmit- 
tel usw.), Verarbeitung und Zubereitung von Nahrungsmit- 
teln verbraucht. 

Wie steht die Bundesregierung bei der allgemein hohen Ener- 
gieabhängigkeit der Bundesrepubhk Deutschland zu den 
Mögüchkeiten der Einsparung von Fremdenergie durch die 
weniger energieintensiven Methoden der ökologischen Land- 
bewirtschaftung, besonders auch im Hinbück auf die dadurch 
mögüche Reduktion der Fremdenergieabhängigkeit der Bun- 
desrepubük Deutschland, der Sicherstellung der Nahrungs- 
versorgung in Krisenzeiten und der starken Einschränkung 
des Transports von Nahrungs- und Futtermitteln über große 
Entfernungen? 

Wie begründet die Bundesregierung ihre Förderung und Pro- 
pagierung einer auf Höchsterträge programmierten, stark 
intensivierten und speziaüsierten konventionellen Landwirt- 
schaft, die so hohe Aufwendungen an Vorleistungen bean- 
sprucht, daß der Gewinn in DM pro ha landwirtschaftüche 
Nutzfläche dem von ökologischen Betrieben praktisch ent- 
spricht, zusätzüch jedoch vielfältige LFmweltbeeinträchtigun- 
gen und Schädigungen bei der Herstellung und Verarbeitung 
dieser Vorleistung und beim Einsatz im landwirtschaftüchen 
Betrieb entstehen? 

10. Der größte Teü der Gelder des Agrarhaushaltes der EG muß 
zur Verarbeitung, Lagerung und subventionierten Abgabe 
von Produkten wie Butter, Müchpulver usw. aufgewendet 
werden. Der geringste Teil dieser Mittel kommt tatsächüch 
beim Bauern an. 

Sieht die Bundesregierung in der LFmstellung von Betrieben 
auf ökologische Methoden eine Mögüchkeit, diese Lagerhal- 
tungs-, Verarbeitungs- und die Denaturierungsaufwendun- 
gen stark einzuschränken und statt dessen direkt den Bauern 
durch gesteigerte und gestaffelte Preise die Mögüchkeit zu 
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geben, Einkommen zu erwirtschaften, die in der Höhe 
Facharbeiterlöhnen entsprechen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, durch 
den verstärkten Einsatz ökologischer Wirtschaftsweisen die 
Überschußproblematik bei Milch zu entschärfen und gleich- 
zeitig dem Import von Futtermitteln ohne staatlichen Aufla- 
gen oder Interventionen zu trotzen, da im Ökolandbau die 
Produktion flächengebunden ist, auf Zukauf von Futtermitteln 
weitgehend verzichtet wird (z.Z. max. Zukaufmenge 10 v. H.) 
imd so die indirekte Flächenaufstockung der Landwirtschaft 
durch den Zukauf von Importfuttermitteln praktisch wegfällt? 

11. a) Welchen Beitrag kann die moderne konventionelle Land- 
wirtschaft zu den Zielen des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege des Bundesnaturschutzgesetzes leisten, und 
wo liegen die Konfliktpunkte zwischen den Erfordernissen 
der modernen Landwirtschaft und den Anforderungen von 
§ 1 Bundesnaturschutzgesetz: 

„Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

Natur und Landschaft sind im besiedelten und unbesie- 
delten Bereich so zu schützen, zu pflegen und zu ent- 
wickeln, daß die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, 
die Nützungsfähigkeit der Naturgüter, die Pflanzen und 
Tierwelt sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der 
Natur und Landschaft als Lebensgrundlagen des Men- 
schen und als Voraussetzung für seine Erholung in 
Natur und Landschaft nachhaltig gesichert wird."? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß beim ökologi- 
schen Landbau der Widerspruch zwischen der Landnut- 
zung und gesellschaftlichen Ansprüchen wie z.B. Erho- 
lung, Trinkwassergewinnung, Biotop- und Artenschutz 
usw. weitaus geringer ist als bei der konventionellen Land- 
wirtschaft? 

Wie schätzt die Bundesregierung die Möglichkeit ein, 
durch ökologische Landbewirtschaftungsverfahren eine 
(wenn auch noch nicht ausreichende) Entschärfung des 
Nutzungskonflikts zwischen den Zielen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, wie sie in § 1 Bundesnatur- 
schutzgesetz aufgeführt sind, einerseits und der landwirt- 
schaftlichen Bodennutzung andererseits zu erreichen? 

b) Kann davon ausgegangen werden, daß die Bundesregie- 
rung eine weitgehend als ökologische Bewirtschaftung zu 
beschreibende Landnutzung vor Augen hat, wenn sie im 
Agrarbericht schreibt: 

„In einem Land mit dichter Besiedelung und hochent- 
wickelter Industrie ist es besonders wichtig, daß der 
Naturhaushalt in Takt bleibt und Gefahren für Pflanzen 
und Tierwelt abgewehrt, die natürlichen Lebensgrund- 
lagen also erhalten und gesichert werden. Wirtschaft- 
liche und nachhaltige Nutzung des Naturhaushaltes 
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setzt seine Pflege voraus, ökonomische und ökologische 
Ziele sind somit nicht Gegensätze, sondern sollen sich 
langfristig ergänzen. Ziel muß eine Produktion sein, die 
mit Naturgütern, Rohstoffen und Energien sparsam um- 
geht. 

Zu den vielfältigen Aufgaben gehören in erster Linie, 
Boden und Wasser als Naturfaktoren und Produktions- 
grundlagen vor negativen Umwelteinflüssen zu schüt- 
zen, ökologisch wertvolle Teile von Natur und Land- 
schaft zu erhalten sowie die Artenvielfalt von wildwach- 
senden Pflanzen und wildlebenden Tieren zu sichern, 
wobei der bedrohten Tierwelt große Aufmerksamkeit 
gewidmet wird. Deshalb ist es vdchtig, daß Naturschutz 
nicht gegen, sondern in Zusammenarbeit mit der Land- 
und Forstwirtschaft verwirkhcht wird. " ? 

12. Hält die Bundesregierung eine verstärkte Berücksichtigung 
ökologischer Erfordernisse wie z.B. Gesichtspunkte des 
Artenschutzes usw. in der Flurbereinigung für möghch, und 
welche Verbesserungen in ökologischer Hinsicht sind durch 
Anpassung der Flurbereinigung an Erfordernisse des ökologi- 
schen Landbaus, bei dem kleinere Schlaggrößen, Saumbio- 
tope, Hecken- und Feldgehölze erwünscht sind, möghch bzw. 
zu erwarten? 

13. Wie sind durch moderne konventionelle Bewirtschaftungsme- 
thoden entstehende Bodenbelastimgen (Schädigung der 
Bodenstruktur, Bodenverdichtimgen, Erosion, Bodenmüdig- 
keit, Schädigung bzw. Abtötung des Bodenlebens, Schädi- 
gung der Bodenfruchtbarkeit und der Regenerationsfähigkeit 
des Bodens, Grundwasser- und Gewässerbelastung usw.) zu 
verhindern, zu minimieren oder auszugleichen, die durch den 
Einsatz großer und schwerer Bearbeitungs- und Erntegeräte, 
verkürzte und einseitige Fruchtfolgen, hohen Einsatz von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln und Aufbringung von 
Gülle aus Massentierhaltungen entstehen? 

Welche Möglichkeiten zur Verbesserung des Bodenschutzes 
sieht die Bundesregierung in den Methoden des ökologischen 
Landbaus, bei denen durch eine vielseitige Fruchtfolge mit 
dem Ziel einer möglichst ganzjährigen Bodenbedeckung, 
dem Verzicht auf den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmit- 
tel und Düngemittel, den bedarfsgerechten Einsatz der hofei- 
genen organischen Dünger und bodenschonender, möglichst 
nicht oder nicht tiefwendender Bodenbearbeitung eine Opti- 
mierung der Bodenstruktur, des Bodenlebens und der Boden- 
fruchtbarkeit und eine Minimierung der Bodenerosion und 
der Nährstoffauswaschung angestrebt wird? 

14. Besteht nach Ansicht der Bundesregierung die Mögüchkeit, 
in Wasserschutzgebieten den Eintrag von Fremdstoffen 
(Nitrat, Pflanzenschutzmittel) in den Unterboden und ins 
Grundwasser durch ökologische Bewirtschaftung der entspre- 
chenden Flächen zu minimieren? 
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Beabsichtigt die Bundesregierung eine solche, den Erforder- 
nissen angepaßte Bewirtschaftung, die eine Dienstleistung für 
die Allgemeinheit darstellt, zu fördern? 

15. Bei welchen Pestiziden (Insektizide, Herbezide, Beizmittel, 
Fungizide usw.) sind Auswirkungen auf Boden und Umwelt 
bekannt (einschließlich Langzeitwirkungen, Wirkungen der 
Abbau- und Zwischenprodukte und Kombinationswirkun- 
gen), und welche Prüfungen dieser Mittel werden durchge- 
führt, speziell auf Einflüsse auf das Bodenleben? 

16. Die Methoden der biologischen Schädlingsbekämpfung 
ermöglichen es, genau auf den jeweiligen Schaderreger 
abgestimmte Verfahren anzuwenden, ohne das betroffene 
Ökosystem durch die Einbringung von chemischen Pflanzen- 
schutzmitteln zu schädigen. 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zur 
Förderung der Anwendung und Entwicklung solcher ökolo- 
gisch verträglicher Methoden der Schädhngsabwehr? 

Wie verhält sich die Höhe der aufgewendeten Forschungsmit- 
tel des Staates für chemischen Pflanzenschutz gegenüber den 
für die Entwicklung biologischer Verfahren der Abwehr von 
Schaderregern verwendeten Mitteln? 

17. An welche Form der Kostenerstattung an die Landwirte ist als 
Ausgleich der für die Landwirte hieraus entstehenden Bela- 
stungen und Einschränkungen gedacht, wenn die Bundesre- 
gierung im Agrarbericht 1984 schreibt: 

,Da die quantitative Versorgung der Bevölkerung mit 
pflanzlichen und tierischen Nahrungsmitteln sichergesteUt 
ist, gewinnen die qualitativen Ansprüche der Verbraucher 
und des Umweltschutzes zunehmend an Bedeutung. Bei 
der Produktion sollte auf letzte Intensitäten verzichtet wer- 
den, wenn dadurch die Belange des Verbraucherschutzes, 
wichtige ökologische Belange und Erfordernisse des Tier- 
schutzes verletzt werden. Der „Preis" für den Verzicht auf 
Ausschöpfung des ökonomischen Optimums darf aller- 
dings nicht nur einem Berufsstand - nämlich den Landwir- 
ten - aufgebürdet werden, sondern ist von der gesamten 
Gesellschaft zu zahlen, die diese Anforderungen an die 
landwirtschaftliche Produktion stellt.'? 

18. Hält die Bundesregierung die Umwandlung/Ausweitung des 
Bergbauernprogramms für eine mögliche geeignete Maß- 
nahme zur Förderung von extensiverer (traditioneller) Bewirt- 
schaftung landwirtschaftlicher Flächen? 

19. Welche gesetzgeberischen oder sonstigen umweltpolitischen 
Möghchkeiten sieht die Bundesregierung zur Rücknahme des 
in der Landwirtschaft bestehenden ökonomischen Zwangs zu 
immer weiterer Intensivierung und Spezialisierung? 

20. Welche Ursachen sind nach Ansicht/Erkenntnissen der Bun- 
desregierung für die vielfach verminderte Produktqualität bei 
Lebensmitteln tierischen Ursprungs (wie z.B. PSE-Fleisch, 
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Belastung mit Schadstoffen, Medikamenten oder Wachstums- 
beschleunigem) in der hochleistungsorientierten intensiven 
Tierhaltung verantwortlich? 

In welchem Ausmaß sind solche Erscheinungen im Vergleich 
dazu in Betrieben des ökologischen Landbaues zu beob- 
achten? 

21. Wie groß ist die Zahl der Berater und Unterrichtskräfte für die 
konventionelle Landwirtschaft bei Behörden, Verbänden imd 
Industrie und die Zahl der Berater bei den Verbänden und 
Beratungsringen der ökologischen Landwirtschaft? 

Wie viele Beauftragte für den alternativen Landbau gibt es 
bisher in Bayern, und welche Ausbüdung besitzen sie, um 
eine angepaßte und quahfizierte Beratung von ökologisch 
wirtschaftenden Betrieben (der verschiedenen Anbaurichtun- 
gen) durchführen zu können? 

22. Wie hoch sind die Kosten, die direkt und indirekt bei der 
staathchen Förderung und Beratung der konventionellen 
Landwirtschaft insgesamt entstehen, und wie verhalten sich 
demgegenüber die Ausgaben für den ökologischen Landbau? 

23. Wie begründet die Bundesregierung ihre in weiten Teilen 
wenig aufgeschlossene bzw. ablehnende Einstellung gegen- 
über dem ökologischen Landbau, die sich von der Einschät- 
zung/Wertschätzung des ökologischen Landbaus in anderen 
Ländern wie z. B. der Schweiz deuthch unterscheidet, wo der 
biologische Anbau von einer staathchen Kommission als „im 
öffenthchen Interesse" empfohlen wurde? 

24. Hält die Bundesregierung eine Unterstützung und Förderung 
der Entwicklung und Verbesserung der Methoden des ökolo- 
gischen Landbaus, besonders in Bereichen, in denen diese 
Arbeit die finanzieUen und personellen Möghchkeiten der 
Organisation übersteigt, für denkbar, und wäre beispiels- 
weise die Förderung der Entwicklung und Erprobung speziel- 
ler Maschinen und Geräte für den Ökolandbau oder auch der 
Aufbau und die Verbesserung von Vermarktungsstrukturen 
ein möghcher Ansatzpunkt für staathche Förderungsmaß- 
nahmen? 

25. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem Sachver- 
halt zu, daß im ökologischen Landbau auch über Generatio- 
nen angesammeltes Wissen und Kenntnisse über ökologische 
Zusammenhänge gepflegt und wieder ausgegraben werden, 
die in der konventionellen Landwirtschaft nicht mehr ange- 
wandt und fast vergessen sind? 

26. Methoden und Erkenntnisse des ökologischen Landbaus sind 
nicht nur in den entwickelten Ländern einsetzbar, sondern sie 
können besonders auch in den Entwicklungsländern, den 
dortigen Bedingungen und Anforderungen angepaßt, meist 
wirkungsvoUer eingesetzt werden als hochtechnisierte (pre- 
stigeträchtige) Formen der konventionellen Landbewirtschaf- 
tung. 
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Welche Maßnahmen oder Initiativen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zur Unterstützung und Förderung ökologischer, 
standortgerechter Wirtschaftsweisen in Entwicklungslän- 
dern? 

Welchen Anteil haben ökologisch ausgerichtete Projekte an 
der landwirtschaftlichen Arbeit der deutschen Entwicklungs- 
dienste mit der Möglichkeit staatlicher Einflußnahme, und 
wie verhält sich das eingesetzte Finanzvolumen von konven- 
tionellen zu ökologischen Projekten? 

27. Besteht nach Ansicht der Bundesregierung in der Bundesre- 
publik Deutschland ein Rückstand an Ausbildungs-, For- 
schungs- und Entwicklungsarbeit auf diesem Gebiet gegen- 
über anderen Ländern? 

28. Würde die Bundesregierung die Einrichtung eines Studien- 
schwerpunktes „ökologischer Landbau" an allen landwirt- 
schaftlichen Fakultäten und Lehrstühlen begrüßen? 

29. Wie steht die Bundesregierung zur Einführung einer Berufs- 
ausbildung zum „ökologischen Landwirt"? 

30. Würde die Bundesregierung die Einführung des Lehrfaches 
„Ökologie" an allgemeinbildenden und landwirtschaftlichen 
Schulen unterstützen? 

Bonn, den 29. März 1984 

Dr. Vollmer 

Beck-Oberdorf, Schily, Kelly und Fraktion 
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